
Die deutsche Parteienlandschaft hat sich 

auf Bundes- wie Landesebene zu einem 

Fünfparteiensystem transformiert. Mit der 

wohl bleibenden Etablierung einer Partei 

links der Sozialdemokratie ist Deutschland 

gleichsam in der europäischen Normalität 

angekommen. In fast allen Ländern Euro-

pas sind Parteien, die links der Sozial-

demokratie zu verorten sind, permanente 

Akteure auf der politischen Bühne ge-

worden.

Die sich verändernde Parteienlandschaft 

stellt die Sozialdemokratie in ganz Europa 

vor große Herausforderungen. Was sind 

die Gründe für das Aufkommen und den 

Erfolg  der  europäischen  Linksparteien? 

Wie soll die Sozialdemokratie mit den 

Linksparteien umgehen: Sind Abschottung 

und Ausgrenzung oder Kooperation und 

pragmatische Zusammenarbeit die rich-

tigen Rezepte? Was können wir aus dem 

europäischen Vergleich für Deutschland 

lernen?
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Vor dem Hintergrund der (west)deutschen Nach-

kriegsgeschichte erscheint die Existenz einer par-

lamentarisch relevanten Partei links von Sozial-

demokraten und Grünen als bemerkenswerte 

Ausnahmeerscheinung. Schon vor ihrem Verbot 

1956 hatte die KPD jeden nennenswerten Rück-

halt in der Wahlbevölkerung verloren, spätere 

Neugründungen kamen nie über den Status von 

Splittergruppen hinaus. Die PDS musste seit ihrem 

ersten Antritt 1990 stets um ihren Einzug in das 

Bundesparlament bangen, erst mit der Bundes-

tagswahl 2005 und der späteren Vereinigung von 

PDS und WASG zur Partei „Die Linke“ begann der 

Wahlerfolg einer linken Flügelpartei, die von  vie-

len Beobachtern als ein Novum in der politischen 

Landschaft wahrgenommen wird. Ein Blick in 

 andere westeuropäische Parteiensysteme zeigt 

 jedoch, dass ebensolche Linksparteien eher eine 

europäische Normalität darstellen. Um die Ent-

wicklung der deutschen Linkspartei beurteilen 

zu können, lohnt es sich, die Konturen des Phä-

nomens europäischer Linksparteien genauer in 

Augenschein zu nehmen und ihre länderüber-

greifenden Erfolgsbedingungen zu analysieren.

Panorama der Linken in Westeuropa

Die meisten der heute erfolgreichen Linksparteien 

in Westeuropa gehen direkt oder indirekt auf das 

große Schisma der Arbeiterbewegung, die Spaltung 

in sozialdemokratische und kommunistische Par-

teien im Gefolge des Ersten Weltkriegs, zurück. 

Nach wechselnden Erfolgen in der Zwischen-

kriegszeit konnten die westeuropäischen Kom-

munisten vor allem unmittelbar nach dem Zwei-

ten Weltkrieg Erfolge erringen. Spätestens in den 

1970er Jahren wurde aber deutlich, dass die kom-

munistischen Parteien in Westeuropa sich im 

elektoralen Niedergang befanden. Ihre Rolle im 

Kalten Krieg, insbesondere ihre Abhängigkeit von 

der Sowjetunion und ihre systemkritische Grund-

haltung, machten sie für viele Bürger völlig un-

wählbar. 

Die Wege der kommunistischen Parteien in Eu-

ropa sind höchst unterschiedlich. Um den elek-

toralen Niedergang abzuwenden, gingen sie in 

vielen Ländern Bündnisse mit anderen Grup-

pierungen der Linken ein. Eine deutlich andere 

Traditionslinie bilden die trotzkistischen und 

maoistischen Neugründungen der 1960er und 

1970er Jahre. Diese Parteien sind zwar meist reine 

Splittergruppen und Politsekten geblieben, aber 

zumindest in Frankreich und den Niederlanden 

elektoral durchaus relevant. Das über lange Zeit 

erfolgreichste Modell von Linksparteien in West-

europa stellen aber die linkssozialistischen Par-

teien in Skandinavien dar. Prototypisch für diese 

Gruppe sind die dänische Socialistisk Folkeparti 

und die norwegische Sosialistisk Venstreparti, die 

schon in den 1960er Jahren versuchten, einen 

dritten Weg zwischen Sozialdemokraten und Kom-

munisten einzuschlagen. In den 1970er Jahren 

gelang es beiden Parteien, sich als linksalternative 

                    Tim Spier 
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Kraft in ihren jeweiligen Parteiensystemen zu 

 etablieren, was bisher effektiv den Erfolg grüner 

Parteien unmöglich gemacht hat. 

Erfolgsbedingungen westeuropäischer 
Linksparteien

Trotz der Heterogenität ihrer historischen Wurzeln 

macht es Sinn, die westeuropäischen Linksparteien 

als eine große Parteienfamilie aufzufassen. Neben 

der Tatsache, dass sie sich im Europaparlament 

schon länger zur Fraktion Vereinigte Europäische 

Linke/Nordische Grüne Linke und viele von ihnen 

auch zur Europäischen Linkspartei zusammenge-

schlossen haben, spricht vor allem das Argument 

der funktionalen Äquivalenz hierfür: Sie sind  

linke Protestparteien, die insbesondere Unzufrie-

denheit mit bestehenden sozialdemokratischen 

und grün-alternativen Parteien auffangen, sie in 

parlamentarische Bahnen kanalisieren und da-

durch – sicherlich teilweise unfreiwillig – die 

demokratische Legitimität des Gesamtsystems 

steigern. 

Man kann eine Reihe von Faktoren ausmachen, 

die die Wahlergebnisse westeuropäischer Links-

parteien befördern oder behindern. Die wichtigste 

Erfolgsbedingung ergibt sich schon aus dem Cha-

rakter als linke Protestparteien: Sie profi tieren 

vor allem von der Unzufriedenheit mit Reform-

maßnahmen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, 

die insbesondere Regierungen unter sozialdemo-

kratischer Führung treffen. Viel stärker als im Fal-

le ähnlicher Maßnahmen durch bürgerliche Re-

gierungen trifft ein Modernisierungskurs durch 

Sozialdemokraten auf Skepsis und Ablehnung in 

eigenen Stammklientelen, insbesondere in den 

traditionellen Arbeitnehmermilieus. Diese stark 

wohlfahrtsstaatsaffi nen Gruppen empfi nden so-

zialpolitische Reformen und Einschränkungen 

im Leistungsniveau häufi g genug als persönliche 

Kränkung, wenn sie von Parteien herbeigeführt 

werden, die man über lange Jahre unterstützt hat. 

Die Bindung an traditionell bevorzugte Parteien 

nimmt dann ab, politische Apathie oder die 

Wahl einer anderen Partei sind häufi g genug die 

Folge. 

Linksparteien können von diesen Bindungsver-

lusten in Teilen der sozialdemokratischen Stamm-

klientelen profi tieren, dies ist jedoch in hohem 

Maße von ihrer eigenen strategischen und inhalt-

lichen Ausrichtung abhängig. In Westeuropa un-

terstützen zwei relativ distinkte Wählergruppen 

die Linksparteien. Einerseits – vor allem in Skan-

dinavien – ein häufi g genug bereits arriviertes 

 alternatives Milieu, dessen Mitglieder typischer-

weise gut ausgebildet sind, entweder der „68er“-

Kohorte oder jüngeren Altersgruppen mit liber-

tären und postmaterialistischen Einstellungen 

entstammen und materiell im Allgemeinen nicht 

allzu schlecht gestellt sind. Andererseits können 

klassische Arbeitermilieus und neuere Gruppen 

mit Prekarisierungserfahrungen angesprochen 

werden. Hier ist das formale Bildungsniveau ty-

pischerweise nicht so hoch, und auch die mate-

rielle Ausstattung dieser Kreise dürfte deutlich 

geringer ausfallen. Die Wahl einer Linkspartei ist 

hier häufi ger mit konkreten materiellen Hoff-

nungen verbunden oder Ausdruck einer grund-

legenderen Protesthaltung.

Während insbesondere in den 1970er und 1980er 

Jahren die skandinavischen Linksparteien davon 

profi tierten, dass sie mit einem rot-grünen Policy-



Policy Politische Akademie               5

Mix gerade die linksalternativen Milieus anspra-

chen, sind seit Mitte des vergangenen Jahrzehnts 

gerade die Parteien im Vormarsch, die eher die 

zweite Wählergruppe ansprechen. Mit betont so-

zialpopulistischen Strategien und einem radikalen 

Oppositionskurs versuchen sie insbesondere in 

die entfremdeten Arbeitnehmermilieus einzu-

dringen. Besonders pointierte Reform-Sozialde-

mokratien, etwa die niederländische PvdA, haben 

dies stark zu spüren bekommen. Hingegen konn-

ten eher traditionalistische Parteien, wie die fran-

zösischen Sozialdemokraten, Verluste an konkur-

rierende Linksparteien weitgehend in Grenzen 

halten.

Die historischen Wurzeln der jeweiligen Linkspar-

teien scheinen die heutigen Wähler kaum abzu-

schrecken. Weder ehemals stalinistisch ausgerich-

tete Altkommunisten noch einst sektenhafte 

Trotzkisten und Maoisten haben heute besondere 

Schwierigkeiten zu reüssieren, wenn sie sich glaub-

haft von ihrer Vergangenheit abgesetzt haben. 

Elektorale Probleme resultieren für Linksparteien 

vor allem aus der Bereitschaft, sich an Regierungen 

zu beteiligen. Der Nimbus des kompromisslosen 

Protests wird hierdurch gebrochen, die Parteien 

müssen nun beweisen, dass sie es besser können. 

Selbst die skandinavischen Linksparteien, die 

schon seit vielen Jahren sozialdemokratische Min-

derheitskabinette tolerieren oder sich selbst an 

Regierungsbündnissen beteiligten, mussten darü-

ber Verluste in den protestorientierten Teilen ihrer 

Wählerschaft hinnehmen. Insbesondere in Schwe-

den gelang es den Sozialdemokraten, über derar-

tige Koalitionen ehemalige Wähler zurückzuge-

winnen. In Frankreich hat die kommunistische 

Partei (PCF) ihre Regierungsbeteiligung 1997 nicht 

nur an den Rand einer Spaltung gebracht, sondern 

ihre Ergebnisse bei der Folgewahl halbiert. 



Schaut man sich die westeuropäische Parteien-

szene an, wird deutlich, dass ein wesentlicher 

Effekt des Auftretens der Linksparteien unter-

schiedlicher Couleur die Schwächung der Sozial-

demokratie ist. Die sozialdemokratischen Partei-

en sitzen in fast allen Ländern in der Klemme 

zwischen linken Parteien auf der einen Seite, die 

sich als Antiparteien zur Sozialdemokratie zu 

profi lieren suchen, und konservativen Parteien 

auf der anderen Seite, die bestrebt sind, die Mitte 

zu besetzen und sich zu sozial sensiblen Parteien 

zu entwickeln. 

Welche Möglichkeiten gibt es, sich aus dieser 

Klemme zu befreien? Ich sehe im Wesentlichen 

vier Aspekte, die es zu bedenken gilt.

1. Inhaltliche Neuorientierung

Meiner Auffassung nach muss ein neuer Begriff 

der sozialen Gerechtigkeit defi niert und entwickelt 

werden. Die Debatte über einen Weg zwischen 

traditioneller alter Marktwirtschaft und tradi-

tioneller Staatswirtschaft (Stichwort „dritter Weg“) 

ist ja in den vergangenen Jahren bereits aus -

führlich geführt worden. Inhaltlich ging sie in die 

richtige Richtung. Ich habe jedoch den Eindruck, 

dass die Art und Weise, wie sie geführt wurde – 

nämlich von oben nach unten –, kontraproduk-

tiv war. 

Die sozialdemokratischen Parteien – im konkre-

ten Fall die SPD – müssen aus sich heraus wieder 

interessant werden, so dass die Linke an einer 

inhaltlichen Auseinandersetzung nicht vorbei-

kommt. Dann kann die SPD punkten. Hierfür ist 

es allerdings notwendig, dass sie sich öffnet – 

gegenüber der eigenen Mitgliedschaft und ge -

gen über künftigen Mitgliedern. Die institutio-

nelle Körpersprache der Partei muss sich verän-

dern – weg von einem Gestus, der sich gegen die 

Einmischung von unten wendet, hin zu mehr Be-

reitschaft zur Öffnung und Auseinandersetzung.

2. Die Partei als Kümmererpartei

Hinzu kommt, dass diese kleinen sozialistischen 

oder Linksparteien machen, was die Sozialdemo-

kraten zunehmend vernachlässigt haben: die 

 Arbeit an und mit der Basis. Die Vertreter/innen 

der Linksparteien verbringen in vielen Ländern 

ihren politischen Alltag viel näher an den kom-

munalen Problemen als die Sozialdemokratie. 

Wichtig ist meiner Beobachtung nach, in der 

Kommunalpolitik verankert zu sein, ein Kummer-

kasten zu sein – eine „Kümmererpartei“ im Sinne 

des Begriffes, wie ihn Johannes Rau geprägt hat: 

die Kümmererpartei, die man anrufen kann, wenn 

es mit der Rente nicht stimmt, wenn etwas am 

Haus nicht klappt oder es Ärger in der Straße gibt. 

              Werner A. Perger  

Kommentar
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Konkret: Es ist also nicht nur ein ideologisch 

freier Raum entstanden, der neu besetzt werden 

muss, sondern Grund für die schwierige Lage der 

Sozialdemokratie ist auch die Entwicklung hin 

zu einer Partei, die mit den Menschen mehr über 

das Internet verkehrt als direkt. 

3. Öffnung und Bündnispolitik im 
 politischen Alltag

Die sozialdemokratischen Parteien sollten wei-

terhin als linke Parteien darüber nachdenken, 

dass es „Linke“ unter verschiedenen Etiketten 

gibt – das bedeutet: nicht nur in der Sozialde-

mokratie, nicht nur in den Gewerkschaften und 

nicht nur in der Linkspartei. Sie sollten also ge-

sellschaftliche Bündnisse anstreben und sich 

auch stärker in der Welt der Nichtregierungsor-

ganisationen (NGOs) bewegen. Früher sprach man 

von Vorfeldorganisationen; das waren Sportver-

eine, die Feuerwehr und die Blaskapelle. Vorfeld 
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im politischen Sinne ist heute aber viel mehr. 

 Damit der Kontakt zustande kommen kann, 

wird es allerdings darauf ankommen, dass es die 

richtigen Leute machen. Damit bin ich bei mei-

nem letzten Punkt.

4. Neue Persönlichkeiten

Die Rekrutierung neuer Persönlichkeiten ist mei-

ner Auffassung nach essentiell. Dazu braucht es 

eine Reform der Parteiarbeit, damit die „richti-

gen“ Leute kommen und nicht nur Karrieristen 

in die Partei einsteigen. Denn dass sich die inte-

ressantesten jungen und kreativen Leute heute 

vornehmlich bei den NGOs engagieren oder aber 

sogar nur noch von zu Hause aus beteiligen, in 

dem sie posten, mailen oder twittern, ist sehr 

bedauerlich. Das kann und sollte eine Volkspartei 

mit dem Anspruch, den die Sozialdemokratien 

haben, nicht tatenlos hinnehmen. 



Die Situation der westeuropäischen Linkspar-

teien ist in den einzelnen Ländern sehr unter-

schiedlich. Es gibt stärkere und schwächere Frak-

tionen – gemeinsam ist ihnen allerdings, dass sie 

sehr unterschiedliche Positionen vertreten und 

ausgesprochen heterogen agieren. Dies führt da-

zu, dass die Schlagkraft dieser Parteien – im Ge-

gensatz zum großen Einfl uss, den sie teilweise 

national haben – auf europäischer Ebene äußerst 

gering ist. Ich fi nde es trotzdem wichtig, sich 

mit zwei Aspekten auseinanderzusetzen, die auch 

gerade für die SPD und ihren Umgang mit der 

Linken äußerst relevant sind.

Meiner Beobachtung nach erzielen viele der Links-

parteien Wahlerfolge dadurch, dass sie sich als 

Kümmererparteien inszenieren und sich auch 

tatsächlich mit den Alltagssorgen der Menschen 

auseinandersetzen. Das ist eine Flanke, die die 

SPD – aus meiner Sicht – völlig zu Unrecht freige-

geben hat. Hier müssten wir als Partei einen an-

deren Umgang entwickeln, um Wählerinnen und 

Wähler zurückzugewinnen. Ich will das an einem 

konkreten Beispiel verdeutlichen: Viele Bürge-

rinnen und Bürger der früheren DDR haben sich 

erst dann als DDR-Bürger gefühlt, als sie das Ge-

fühl hatten, in der neuen Gesellschaft mit ihrer 

Vergangenheit ausgegrenzt zu werden. Die PDS 

hat dieses Gefühl in der Bevölkerung politisch 

artikuliert und dementsprechend für sich genutzt. 

Diesem Umstand müsste man sich in der poli-

tischen Auseinandersetzung stellen.

Ich habe den Eindruck, dass wir es heutzutage in 

Westeuropa nicht mit einer neuen Situation zu 

tun haben. Wir haben seit vielen Jahren Parteien 

links von der Sozialdemokratie. Das Selbstver-

ständnis dieser Parteien nährt sich in erster Linie 

daraus, dass sie sich als Antiparteien zur jeweili-

gen Sozialdemokratie defi nieren. Es geht nicht 

darum, zu schauen, wo es Anknüpfungspunkte 

gibt oder an welchen Stellen man gegebenenfalls 

kooperieren könnte, sondern nur darum, sich in 

der Selbstdefi nition als Partei gegen die Sozial-

demokraten zu profi lieren. 

Von sozialdemokratischer Seite müssen deshalb 

die politischen Auseinandersetzungen in diese 

Richtung geführt werden und weniger in die 

Richtung der Vergangenheit. 

Das bedeutet für mich, in die inhaltliche Aus-

einandersetzung zu gehen. Denn dort kann man 

bei vielen Themen – insbesondere im Bereich 

der internationalen und der Europapolitik fest-

stellen, dass die Linke keine politischen Alter-

nativkonzepte hat. Ziel muss sein, die Linke dazu 

zu bringen, politische Verantwortung zu über-

nehmen. Denn solange eine Partei – wie zum 

Beispiel in Griechenland, wie die niederländische 

              Sylvia-Yvonne Kaufmann  

Kommentar
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Linke oder auch die deutsche Linke – permanent 

nur auf Protest, nur auf das Sammeln von Stim-

men von unzufriedenen Bürgerinnen und Bür-

gern fi xiert ist, muss sie den Praxistest nicht ein-

gehen und kann in der Position des Kritikers 

bleiben.

Ein wesentlicher Schritt dahin ist, dass die SPD 

sich selbst wieder profi liert. Ich mache das am 

Beispiel Europa deutlich: Wer in der Bundesre-

publik oder in anderen europäischen Ländern 

weiß schon, dass die Sozialdemokratische Partei 

Europas existiert? Wer kennt das, was sie be-

schließt? Wer identifi ziert die Sozialdemokra-

 tische Partei Europas mit Personen? Ich bedauere 

es sehr, dass die europäische Sozialdemokratie 

sich nicht dazu durchringen konnte, bei den 

Wahlen zum Europäischen Parlament mit einem 

eigenen Kandidaten für den Posten des Kom-

missionspräsidenten anzutreten. Denn ich bin 

davon überzeugt, dass eine solche Personalisie-

rung sozialdemokratischer Politik auf europä-

ischer Ebene es ermöglichen würde, politische 

Debatten über Ländergrenzen hinweg zu führen 

und zur Entwicklung einer europäischen Öffent-

lichkeit beizutragen. Diese brauchen wir drin-

gend und hier hat die Sozialdemokratie eine gan-

ze Reihe von Möglichkeiten, die es in Zukunft 

zu nutzen gilt.
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Forum Soziale Demokratie

„Warum Europa?“ Antworten und noch mehr Fragen 

aus Perspektive Sozialer Demokratie 

Die Europäische Union bietet die Chance, 

in einem friedlichen und demokratischen 

Miteinander Wohlstand und sozialen Aus-

gleich zu verwirklichen. Dies setzt voraus, 

dass Europa nicht bloß wirtschaftlich, son-

dern auch sozial enger zusammenwächst 

und sich gemeinsam aufstellt.

Am 14. Mai 2011 diskutierte im Forum 

 Soziale Demokratie in Bonn u. a. Axel Schä-

fer, der stellvertretende Vorsitzende der 

SPD-Bundestagsfraktion, zur Zukunft eines 

sozialen Europas. In der Diskussion wurden 

zentrale Eckpunkte für die Entwicklung der 

Europäischen Union im Sinne Sozialer 

 Demokratie herausgearbeitet:

1. Europa als zentrale Aufgabe

Europa ist eine der zentralen Aufgaben der 

Sozialen Demokratie. Europa muss auf allen 

Ebenen, auf denen politisch gestaltet wird, 

Beachtung fi nden.

2. Fünf europapolitische Prinzipien als  Kompass

Frieden und Demokratie sind die Basis des 

europäischen Miteinanders: Wohlstand, 

sozialer Ausgleich und Nachhaltigkeit sind 

gleichberechtigte Prinzipien, die darauf 

aufbauen.

3. Geschlossenheit und Solidarität gegen die 

Krise der EU

Die aktuelle Krise der Europäischen Union 

kann überwunden werden. Die Solidarität 

der europäischen Staaten, ein geschlossenes 

Auftreten und das starke öffentliche Be-

kenntnis zur Gemeinschaft sind dafür not-

wendig.

4. Kompetenzen stärken, Renationalisierung 

vermeiden

Die Krise der EU darf nicht zur Renatio-

nalisierung führen. Stattdessen braucht  

die EU für das Gelingen eines sozialen 

 Europas neue Kompetenzen und Instru-

mente: u. a. eine wirkliche Wirtschaftsre-

gierung, eine soziale Fortschrittsklausel und 

einen sozialen Stabilitätspakt.


